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Im Bundesverband für körper- und mehrfachbehinderte Menschen e. V. 

(bvkm) haben sich rund 280 regionale Organisationen mit ca. 27.000 

Menschen zum größten Selbsthilfe- und Fachverband für körper- und mehr-

fachbehinderte Menschen in Deutschland organisiert. Als Selbsthilfever-

band unterstützt der bvkm den Zusammenschluss und Austausch von Eltern 

behinderter Kinder und Menschen mit Behinderung vor Ort. Als Fach-

verband bündelt der bvkm Wissen, berät und klärt auf. Als sozialpolitische 

Interessenvertretung tritt der bvkm für Inklusion, Partizipation und volle 

Teilhabe von Menschen mit Behinderung ein. 

I. Vorbemerkung 

Der bvkm bedankt sich für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum REFERENTENENTWURF DES 

BUNDESMINISTERIUMS FÜR FAMILIE, SENIOREN, FRAUEN UND JUGEND EINES GESETZES ZUR UMSETZUNG DER 

RICHTLINIEN ÜBER STANDARDS FÜR GLEICHBEHANDLUNGSSTELLEN. 

Der bvkm weist an dieser Stelle darauf hin, dass die kurze Fristsetzung zur Einreichung von Stel-

lungnahmen zum Referentenentwurf grundsätzlich nur schwerlich ein angemessenes Beteiligungs-

verfahren ermöglicht. Nur mit ausreichenden Stellungnahmefristen können valide Beurteilungen 

der zu prüfenden Entwürfe hinreichend vorgenommen werden. Andernfalls sind weder eine wirk-

liche Interessenvertretung noch ein echter Informationsaustausch zwischen dem Ministerium, den 

betroffenen Verbänden/Institutionen und weiteren Beteiligten gegeben. Das Deutsche Institut für 

Gesundheitsrecht (DIGR) hat diesbezüglich im September 2024 die Studie „Angemessene Fristen für 
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Stellungnahmen von Interessenvertretungen zu Gesetzesvorhaben“ (download: www.digr.de) veröf-

fentlicht, die die kurzen Vorbereitungszeiten in Stellungnahmeverfahren kritisiert und auf die an die-

ser Stelle verwiesen wird. Insbesondere kleinere Verbände und die Selbstvertretungsverbände der 

Menschen mit Behinderung werden aus Sicht des bvkm durch zu kurze Fristen benachteiligt. 

In der Sache begrüßt der bvkm, dass mit dem Gesetzesentwurf die Umsetzung der Bestim-

mungen der Richtlinien (EU) 2024/1499 und (EU) 2024/1500 in das nationale Recht erfolgen 

sollen, soweit das nationale Recht den Vorgaben noch nicht entspricht. Insbesondere die 

Einrichtung einer Schlichtungsstelle zur alternativen Streitbeilegung bei der Antidiskriminie-

rungsstelle des Bundes (ADS) und die Verbesserung des Zugangs zur ADS und deren Dienst- 

und Beratungsleistungen wird begrüßt.  

 

Im Übrigen bleibt der Referentenentwurf hinter den Erwartungen aber weit zurück. Die 

„Ampelregierung“ hatte bereits in ihrem Koalitionsvertrag für die 20. Legislaturperiode eine 

längst überfällige Reform des AGG angekündigt, um Schutzlücken zu schließen, den Rechts-

schutz zu verbessern und den Anwendungsbereich auszuweiten. Daran muss sich der seit 

über einem Jahr angekündigte Entwurf zur Reform des AGG messen lassen.  

 

Der vorgelegte Referententwurf aber greift zu kurz. Der bvkm sieht noch dringend weitere 

Regelungsbedarfe, um inklusive Teilhabe für Menschen mit Behinderungen auch im zivil-

rechtlichen Bereich noch vor Ende der Legislaturperiode sicherzustellen und spürbar zu ver-

bessern (s.u.).  

 

Für einen lückenlosen Schutz vor Diskriminierung müssen zudem das AGG und das Behinder-

tengleichstellungsgesetz (BGG) miteinander verzahnt und so weiterentwickelt werden, dass 

künftig alle Anbieter von Produkten und Dienstleistungen zur Barrierefreiheit verpflichtet 

sind. An dieser Stelle wird daher auch eine zügige Reform des BGG angemahnt. 
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II. Zu den Regelungen im Einzelnen 

Zu einzelnen Punkten nimmt der bvkm nachfolgend Stellung: 

1. Zu Artikel 1 Nr. 2 b): Prozessstandschaft  

Um Zugangsbarrieren bei der Inanspruchnahme der Rechte nach dem Allgemeinen Gleichbehand-

lungsgesetz abzubauen und Zugang zur Justiz in Fällen, in denen verfahrensrechtliche und finanzi-

elle oder psychologische Hürden abschrecken, zu erleichtern, soll Antidiskriminierungsverbänden 

gem. § 23 Abs. 3 AGG-E die Möglichkeit eingeräumt werden, eine gesetzliche Prozessstandschaft im 

Falle der Benachteiligung einer Person zu übernehmen.  

Der bvkm begrüßt die damit verbundene Stärkung der prozessualen Rechte der von Diskriminierung 

betroffenen Personen die Verbesserung des Zugangs zur Justiz. Jedoch sollten die Klagenmöglichkei-

ten erweitert werden. 

Der bvkm fordert deshalb, 

» dass die Klagemöglichkeiten nach dem AGG erweitert werden, indem zusätzlich ein Ver-

bandsklagerecht vorgesehen wird, damit nicht nur Betroffene selbst, sondern auch Ver-

bände Missstände öffentlich machen und Abhilfe gerichtlich einfordern können. Insoweit ist 

§ 23 AGG zu erweitern; 

» dass auch Verbände im Sinne von § 15 BGG das Verbandsklagerecht und zusätzlich die Mög-

lichkeit der gesetzlichen Prozessstandschaft erhalten. 

Der bvkm begrüßt in diesem Zusammenhang auch das in § 27 Abs. 5 AGG-E vorgesehene Recht der 

ADS, in AGG-bezogenen Gerichtsverfahren eine Stellungnahme einzureichen. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 5: Einrichtung einer Schlichtungsstelle zur alternativen 

Streitbeilegung und Schlichtungsverfahren 

Gem. § 27b AGG-E soll eine Schlichtungsstelle bei der ADS eingerichtet werden, die mit der außer-

gerichtlichen Beilegung von Streitigkeiten nach dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz betraut 

wird. Zudem wird das für Betroffene kostenfreie Schlichtungsverfahren in § 27c AGG-E geregelt.  

Der bvkm begrüßt diese Regelung ausdrücklich. Eine zügige konsensuale Konfliktbeilegung liegt im 

Interesse der Beteiligten. Von Diskriminierung Betroffene empfinden die oftmals langwierigen ge-
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richtlichen Auseinandersetzungen in der Regel als erhebliche Belastung. Mit dem Instrument der 

Schlichtung können Kosten und Aufwand, die anderenfalls für ein in Betracht kommendes gericht-

liches Vorgehen aufzubringen wären, für alle Beteiligten vermieden und die Gerichte entlastet wer-

den. 

3. Weitere Regelungsbedarfe 

Der bvkm sieht – über die Umsetzung der o.g. Richtlinien hinaus – noch dringend weitere Rege-

lungsbedarfe, um inklusive Teilhabe für Menschen mit Behinderungen sicherzustellen und zu ver-

bessern. Der bvkm sieht es als notwendig an, dass Verstöße gegen Vorgaben zur Barrierefreiheit als 

Benach-teiligung im Sinne des AGG gelten und sanktioniert werden. Es bedeutet für Menschen mit 

Behin-derungen nämlich auch dann eine Benachteiligung, wenn sie wegen vorhandener Barrieren 

von für die Öffentlichkeit zugänglichen Waren und Dienstleistungen ausgeschlossen sind. 

Zudem müssen - unabhängig von gesetzlichen Pflichten zur (stufenweisen) Herstellung von Barrie-

refreiheit - private Anbieter von Produkten und Dienstleistungen verpflichtet werden, angemesse-

ne Vorkehrungen zu treffen, um Barrieren im Einzelfall auszuräumen.  

Die Versagung dieser Vorkehrungen ist als Diskriminierungstatbestand in § 7 und 19 AGG zu normie-

ren (hilfsweise ist eine Verpflichtung zu schaffen durch Erstreckung der entsprechenden Regelungen 

im BGG auf private Anbieter).  

Bei der Definition der angemessenen Vorkehrungen ist an § 7 Abs. 2 BGG anzuknüpfen. Danach sind 

angemessene Vorkehrungen Maßnahmen, die keine unverhältnismäßige oder unbillige Belastung 

darstellen und die im Einzelfall geeignet und erforderlich sind, um zu gewährleisten, dass ein Mensch 

mit Behinderung gleichberechtigt mit anderen alle Rechte genießen und ausüben kann.  

Der bvkm fordert daher insbesondere, 

» dass Verstöße gegen Vorgaben zur Barrierefreiheit als Benachteiligung im Sinne des AGG 

gelten und sanktioniert werden. §§ 7 und 19 AGG müssen entsprechend ergänzt werden. 

» dass private Anbieter von Produkten und Dienstleistungen verpflichtet werden, angemes-

sene Vorkehrungen zu treffen, um Barrieren im Einzelfall auszuräumen. Die Versagung dieser 

Vorkehrungen ist als Diskriminierungstatbestand in § 7 und 19 AGG zu normieren. 

 

Düsseldorf/Berlin, 14. Oktober 2024 
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